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Präsident   

Der Nationale Krebsplan, der 2008 von 
der Deutschen Krebsgesellschaft gemein-
sam mit der Deutschen Krebshilfe, der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tumor-
zentren und dem Bundesministerium für 
Gesundheit 2008 initiiert wurde, liefert 
die Blaupause für die Versorgungsent-
wicklung in der Onkologie. Viele benei-
den uns um dieses Programm. Denn die 
erarbeiteten Empfehlungen weisen eine 
große Versorgungsnähe auf – dank der 
gleichberechtigten Beteiligung von Wis-
senschaftlern, onkologisch tätigen Ärzten 
und Betroffenen am Dialog von Selbst-
verwaltung und Politik. Überdies ent-
hält der NKP nicht nur gesundheitspoli-
tische Umsetzungsempfehlungen wie z. B. 
den flächendeckenden Ausbau klinischer 
Krebsregister. Er zielt auch darauf ab, Wis-
senslücken durch Forschung zu schlie-
ßen. So startete das Bundesministerium 
für Gesundheit 2011 den Förderschwer-
punkt „Forschung im Nationalen Krebs-
plan“. Rund 5 Mio. Euro standen 2012 bis 
2015 zur Verfügung; insgesamt 13 Projek-
te, hauptsächlich aus der Versorgungsfor-
schung, wurden mit diesen Geldern un-
terstützt. 

Grundsätzlich ist diese Entwicklung 
positiv zu bewerten: Forschung schafft 

die Grundlage für die Entwicklung bes-
serer Behandlungen und Versorgungs-
strukturen. Die Fragestellungen der For-
schungsprojekte müssen sich aber an den 
wechselnden Problemen im Versorgungs-
prozess krebserkrankter Patienten orien-
tieren.

Was das heißt, wird deutlich, wenn 
man die zunehmende Zahl von Patien-
ten betrachtet, die langfristig mit einer 
Krebserkrankung leben. Zum einen ist 
dieses Phänomen demographisch be-
dingt, zum anderen haben sich bei einzel-
nen Tumorentitäten mittlerweile effektive 
Therapien etabliert, die eine langfristi-
ge Kontrolle der Krebserkrankung erlau-
ben. Leider sind wir auf die Probleme der 
Langzeitüberlebenden nur unzureichend 
eingestellt – unser Gesundheitswesen ist 
primär auf die qualitätsgesicherte Dia-
gnostik und Akuttherapie von Krebser-
krankungen ausgerichtet. Wir registrieren 
mehr und mehr Daten z. B. zur Langzeit-
toxizität und den Folgen der Chemothe-
rapie und Radiotherapie, die sich häufig 
erst nach mehr als zehn Jahren bemerk-
bar machen. Aber wir haben nur wenige 
Daten darüber, wie die Patienten damit le-
ben und welche Konsequenzen dies z. B. 
für ihre Erwerbstätigkeit hat.

In Deutschland leben mittlerweile ge-
schätzte 1,5 Mio. Menschen mit Krebs. 
Fast die Hälfte aller Krebspatienten er-
krankt im erwerbsfähigen Alter; über 
ein Drittel derer, die vor der Erkrankung 
gearbeitet haben, findet nicht mehr zu-
rück ins Erwerbsleben. Und wer nach 
der Therapie als quasi geheilt an den al-
ten Arbeitsplatz zurückkehrt, sieht sich 
mit hohen Erwartungen an seine Leis-
tungsfähigkeit konfrontiert, die er nicht 
immer erfüllen kann. Hier ist vor allem 
eine gute Beratung gefragt. Ich würde mir 

Servicestellen wünschen, die den Patien-
ten nach der Entlassung aus dem Kran-
kenhaus alle relevanten Informationen 
zur Bewältigung von Problemen im All-
tag, Rehabilitation und finanziellen Fra-
gen vermitteln. Überdies können geeig-
nete Vorbeugungsmaßnahmen vielen 
medizinischen Spätfolgen einer Krebs-
behandlung wirksam entgegensteuern. 
Leider sind Ärzte bislang zu wenig für 
diesen Aspekt der Krebsnachsorge sen-
sibilisiert.

Wie sichern wir die gesellschaftliche 
Teilhabe von Menschen mit einer Krebs-
erkrankung? Im NKP ist die Schaffung 
niederschwelliger, zielgruppengerechter 
und qualitätsgesicherter Informationsan-
gebote für alle Krebspatienten und ihre 
Angehörigen vorgesehen. Die ambulan-
ten psychosozialen Krebsberatungsstel-
len der Landeskrebsgesellschaften leisten 
in diesem Zusammenhang hervorragende 
Arbeit. Doch viele sind spendenfinanziert. 
Damit sie dauerhaft, qualitativ hochwer-
tig, unabhängig und flächendeckend be-
raten können, brauchen sie eine gesicher-
te Finanzierung. Und auch Arbeitgeber, 
Krankenkassen und Rentenversicherung 
sollten sich gemeinsam auf eine Erwerbs-
teilhabesicherung verständigen – damit 
Menschen nach einer Krebserkrankung 
nicht den Anschluss an das soziale Leben 
verlieren.

Ihr

Ihr Peter Albers
Präsident der Deutschen Krebsgesellschaft
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„Menschen mit Krebs dürfen nicht 
den Anschluss an das soziale 
Leben verlieren.“
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